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NeueLandrätinnen legenGelübdeab

Zum ersten Mal sassen gestern die Landrätinnen Verena Zemp (Grüne, Stans; links) und
ElenaKaiser (Grüne, Stansstad) imSaal. Sie rücken für die vorzeitig zurückgetretenenLand-
räte ConradWagner und Dominic Starkl nach. Zu Beginn der Sitzung wurden sie in Pflicht
genommen. Bild: Martin Uebelhart (Stans, 12. Februar 2020)

Und sonst
Ersatzwahlen in ständige
Kommissionen

Nach den Rücktritten von Con-
rad Wagner (Grüne, Stans) und
Dominic Starkl (Grüne, Stans-
stad) mussten deren Sitze in
ständigen Kommissionen neu
besetzt werden. Ohne Diskus-
sion folgte der Landrat denVor-
schlägen des Landratsbüros.
AlexanderHuser (GrüneEnnet-
bürgen), nimmt neu in der Fi-
nanzkommission Einsitz. Er
wechselt aufAntragderFraktion
dorthinvonderKommission für
Staatspolitik, Justiz und Sicher-
heit (SJS). Die neue Landrätin
Verena Zemp (Grüne, Stans)
wurde indieSJSund indie Inter-
parlamentarischeGeschäftsprü-
fungskommission für die Zent-
ralschweizer BVG- und Stif-
tungsaufsicht (IGPK ZBSA)
gewählt. Elena Kaiser (Grüne,
Stansstad) wird Mitglied der
Aufsichtskommission und der
Interparlamentarischen Ge-
schäftsprüfungskommission für
das Informatikleistungszentrum
derKantoneObwaldenundNid-
walden (IGPK ILZ).

Gewässergesetz
genehmigt

In zweiter Lesung genehmigte
der Landrat diskussionslos das
neuekantonaleGewässergesetz.
Der Erlass regelt denHochwas-
serschutz, die Revitalisierung
und den Gewässerunterhalt so-
wie die Nutzung der Gewässer
und die Wasserversorgung. Er
ersetzt mehrere Gesetze und
Verordnungen, die teilweise
über 50 Jahre alt waren.

Rahmenkredit für
Regionalpolitik

Einstimmig sagtederLandrat Ja
zumRahmenkredit von5,2Mil-
lionen Franken für die Pro-
grammvereinbarung über die
Förderung des kantonalen Um-
setzungsprogramms Regional-
politik 2020bis 2023.DieHälf-
te des Betrags steuert der Bund
bei. 1,2 Millionen sind für
A-fonds-perdu-Projekte be-
stimmt. Die restlichen 4Millio-
nen Franken stehen für Darle-
hen zur Verfügung.Die überge-
ordneten Schwerpunkte und
Vertragsziele bilden wiederum
die Bereiche Tourismus sowie
Technologie und Innovation.

Geldspieleneugeregelt
DasGeldspielgesetz war imNidwaldner Landrat gestern unbestritten.

Franziska Herger

Der Landrat beschloss gestern
im Schnelldurchgang den Bei-
tritt zu den interkantonalen
KonkordatenüberdasGeldspiel
unddessengemeinsameDurch-
führung sowie in erster Lesung
das neue kantonale Geldspiel-
gesetz. Dieses ermöglicht die
kantonale Einführung des an-
fangs 2019 in Kraft getretenen
Bundesgesetzes über Geldspie-
le. Es bildet damit den «letzten
Mosaikstein» in der Revision
derGeldspielgesetzgebung,wie
Volkswirtschaftsdirektor Oth-
mar Filliger sagte.

Das gesamtschweizerische
Geldspielkonkordat regelt unter
anderem die interkantonale

Geldspielaufsicht unddasGeld-
spielgericht.Die Interkantonale
Vereinbarungzurgemeinsamen
Durchführung von Geldspielen
bildet die rechtliche Grundlage
fürdieGenossenschaftSwisslos,
aus der jährlich rund 2,4Millio-
nenFranken zur Förderung von
Projekten indenBereichenKul-
tur, Soziales und Sport in den
KantonNidwalden fliessen.

«Beschlossen,den
Jackpot zuknacken»
SowohldieKonkordate als auch
das Gesetz waren im Landrat
völlig unbestritten. Ohne Kon-
kordatsbeitritt gebeeskeinGeld
mehr aus dem Swisslos-Fonds,
sagte Delf Bucher (Grüne, Bu-
ochs) alsVertreter derKommis-

sion für Bildung, Kultur und
Volkswirtschaft. Und fuhr mit
einem Augenzwinkern fort:
«Wirhabenuns inderKommis-
sion also nicht mit moralischen
Fragen geplagt, sondern ein-
stimmig beschlossen, den Jack-
pot zuknacken.DieSportlerund
Kulturschaffenden werden uns
das sicher danken.» Der übrige
Landrat war gleicher Meinung
und trat beiden Konkordaten
einstimmig bei.

Neusindkleine
Pokerspiele zugelassen
Ebenfalls einstimmigwurdedas
Kantonale Geldspielgesetz an-
genommen.DassVereine künf-
tig die gleichen Möglichkeiten
wie bisher hätten, da die Rege-

lungen fürTombolasundLotto-
matches gleich bleiben, sei zu
begrüssen, sagte Karin Costan-
zo (Hergiswil) fürdieCVP-Frak-
tion. Und Urs Amstad (Becken-
ried) meinte für die SVP-Frak-
tion, es sei dochpositiv,mit den
Swisslos-MittelnGeldausgeben
zukönnen, dasnicht direkt vom
Steuerzahler komme – «ein gu-
tesGefühl, ohne schlechtesGe-
wissen.»

Das Bundesgesetz wird da-
mit in Nidwalden uneinge-
schränktundohneVerschärfun-
genübernommen.Dasgesamte
Spielangebot wird zugelassen,
also etwa Lotterien, Sportwet-
ten, Geschicklichkeitsspiele,
Tombolas, Lottos und neu auch
kleine Pokerspiele.

WarumLandräte
inderEchogruppe?
Nidwalden Beim geplanten Si-
cherheitskompetenzzentrumauf
demArealKreuzstrasse inStans
soll die Bevölkerung in Form
einerEchogruppemitredenkön-
nen.DieGruppewird regelmäs-
sigüberdenPlanungsprozess in-
formiertundkanndazuStellung
nehmen (wir berichteten). Zur
Gruppe sollen Personen gehör-
en,dienichtdirekt indasProjekt
involviert sind. Dies gab den
Landräten Thomas Wallimann
(Grüne,Ennetmoos),Alexander
Huser (Grüne, Ennetbürgen)
und Peter Waser (SVP, Buochs)
Anlass zu einem Auskunftsbe-
gehren. Sie wollten unter ande-
remwissen,welcheKriteriender
Regierungsrat zur Auswahl der
Mitglieder herangezogen habe.
Auch fragten sie, warum sich in
der Echogruppe fünf Landräte
befändenund inwiefernsieüber
ihrAmt«nichtdirekt indasPro-
jekt involviert» seien.

Sicherheits- und Justizdirek-
torin Karin Kayser antwortete
imLandrat:DieEchogruppe sol-
le aus Akteuren bestehen, die
keine direkte Abhängigkeit in-
nerhalb der Testplanungsorgani-
sation haben. Sie sei jedoch ein
Zusammenschluss von Perso-
nen, die ein Interesse an der
Nutzung des Areals haben, wie
Nachbarn, Akteuren aus der
Wirtschaft und den Verbänden
sowie Politikern. Insbesondere
seien Politiker angefragt wor-
den, die in der Vergangenheit
spezifische politische Vorstösse
lanciert hätten. Viele Frauen
und jüngere Personen konnten
nicht zurMitarbeit in der Echo-
gruppemotiviert werden. (fhe)

EinheitsgemeindekommtwiederanUrne
AuchWolfenschiessen solle die Schulgemeinde abschaffen, fordern zwei Bürger.

Sie ist schon in siebenNidwald-
ner Gemeinden Geschichte.
NurnochEmmetten,Oberdorf,
StansstadundWolfenschiessen
kennen die Schulgemeindemit
einem Schulrat, der für die Be-
langederBildung zuständig ist.
Nun steht die Institution auch
in Wolfenschiessen wieder zur
Debatte.Die beidenBürgerAle-
xander Schuler und Markus
Christen haben dazu am ver-
gangenen Donnerstag einen
Antrag eingereicht. Der Ge-
meinde- undder Schulrat sollen
innerhalbeines Jahres eineneue
Gemeindeordnung ausarbei-
ten, umdie Schulgemeindeund
die Politische Gemeinde zu-
sammenzuführen. Stimmendie

Wolfenschiesser am17.Mai die-
sem Antrag zu, werden sie vor-
aussichtlich im Mai 2021 über
die Zusammenlegung der bei-
den Körperschaften befinden,
wie die Gemeinde gestern mit-
teilte. Bei Annahme ist die
Schulgemeindeauch inWolfen-
schiessen ab Sommer 2022Ge-
schichte.

Es ist der zweite Anlauf für
eine Einheitsgemeinde. Mit 58
Prozent verwarfen die Wolfen-
schiesser Stimmberechtigten im
November 2013 den Antrag
eines Bürgers, eine neue Ge-
meindeordnungauszuarbeiten.

Alexander Schuler ist zuver-
sichtlich,dass esdiesmal klappt.
«Jetzt ist die Zeit reif dafür. Die

jahrelangenErfahrungen ande-
rer Gemeinden ohne Schulge-
meinde sind positiv.»

Einheitsgemeinde
alsModellderZukunft
Für ihn ist die Einheitsgemein-
de mit der Abschaffung des
fünfköpfigenSchulratesdasMo-
dell der Zukunft, gerade in Zei-
ten, in denen es immer schwie-
rigerwerde, genugLeute für ein
politisches Amt zu begeistern.

«Zudem wird die Schullei-
tung dann in Bildungsthemen
gestärkt undvonder Schulkom-
mission unterstützt, deren Prä-
sident im Gemeinderat ist.»
Ausserdem streicht Schuler
auchdenSynergieeffekt unddie

kürzeren Entscheidungswege
hervor. Gleicher Meinung ist
auchGemeindepräsidentWen-
delin Odermatt (parteilos). «In
den anderen Gemeinden funk-
tioniert die Einheitsgemeinde
ja auch.»

Schulpräsidentin Corinne
Businger (parteilos) steht einer
Zusammenlegung kritisch ge-
genüber. «Die Schule würde
nichts gewinnen», ist sie über-
zeugt.Undmit der dreiköpfigen
SchulkommissionwärederPer-
sonalbedarf unwesentlich ge-
ringer als jetzt. Auch glaubt sie
nicht an einen grossen Syn-
ergieeffekt.

Matthias Piazza

Tempo30aufdemPrüfstand
Anwohner einiger AlpnacherQuartiere reichtenGesuche
für Tempo-30-Zonen ein. Diesewerden nun geprüft.

Alpnach Gleich für neun Stras-
senabschnitte inAlpnach reich-
ten die Anwohner Gesuche für
eine Tempo-30-Zone ein. Es
handelt sich um Abschnitte der
Dammstrasse, Unterdorfstras-
se,Allmendstrasse,Hinterdorf-
strasse, Spittelgasse,Rainliweg,
AlteLandstrasse,ObereGründ-
listrasse sowie des Rosenrains.
Nach der Überprüfung hat der
Gemeinderat die Arbeitsver-
gaben für Verkehrsgutachten
für alle Gesuche in Auftrag ge-
geben.

DieStrassendienenKindern
als Schulweg und haben zum
Teil kein Trottoir, wie Gemein-
derätin Regula Gerig erklärt.
ZweiQuartierstrassenbefinden

sich in Schoried, die restlichen
imUnterdorfbereich.ErsteVer-
kehrsgutachtenerwartetderGe-
meinderat imFrühling.Geplant
sei, imHerbstnacherfolgterGe-
nehmigung und Verfügung der
Kantonspolizei ersteUmsetzun-
gen vornehmen zu können.

Ein grosses Thema ist die
Umsetzung im Unterdorfbe-
reich, da viele der Strassenab-
schnitte nebeneinander liegen.
Gerig erwartet positive Ent-
scheide. «ImGrossenundGan-
zen ist jedes einzelne Gesuch
nachvollziehbar.»Noch im Juni
2015 hatten die Bürger eine flä-
chendeckende Einführung von
Tempo30 in Siedlungsgebieten
deutlich abgelehnt. (fpf)

Spruch des Tages

«ImGrundemüsste
ichnichtsmehr
sagen.Aber ich sage
jetzt trotzdemnoch
zwei, dreiWorte.»

PeterWaser (SVP,Buochs),
für die Finanzkommission,
zumRahmenkredit für die
kantonaleUmsetzung der
Regionalpolitik.


